
Man vermißt im Zusammenhang mit dem ideologischen Standpunkt der Bauern­
abgeordneten eine Analyse der sozialen Lage des Bauernstandes in den einzelnen 
Provinzen, die über die gebotenen Situationsschilderungen hinaus die wirtschaft­
lichen Verhältnisse beleuchtet hätte. Bei der Darstellung der Reichstagsverhand-
lungen stützt sich Rosdolsky auf die Protokolle Anton Springers und entwickelte 
seine Ideologiekritik an den Liberalen auf Grund seiner Kenntnis der in Springers 
Edition nicht benutzten Akten des Reichstags. Zutreffend ist zweifellos die Tat­
sache, daß die Wortführer großdeutscher liberaler Observanz stark antislawisch 
eingestellt waren, doch das ist nicht neu. Im übrigen erscheint Hans Kudlichs Be­
deutung allzu geschmälert. 

Interesse erweckt der Gedanke des Vfs., ob eine radikale Lösung der Agrarfrage 
im Jahre 1848 eine raschere Entwicklung der kapitalistischen Ära zur Folge ge­
habt hätte. Hier zeigt Rosdolsky erneut die außerordentlich inhomogene Struktur 
Zisleithaniens auf, dessen Westen dem Osten auf dem Wege der kapitalistischen 
Entwicklung weit voraus war. Eine „jakobinische" Lösung der Agrarfrage im 
Osten der Monarchie erscheint auch ihrn — trotz aller Spekulationen — als illu­
sionär. Das Literaturverzeichnis weist etliche Lücken auf, es fehlen etwa die Ar­
beiten Carl Grünbergs, überdies auch Monographien über die Abgeordneten der 
Revolutionszeit. Ein Personen- und Sachregister wäre vorteilhaft gewesen. Trotz 
dieser Einwände liefert die Arbeit einen aufschlußreichen und wichtigen Beitrag 
zur Revolutionsgeschichte 1848/49. 

Fürth/Bay. H a r a l d B a c h m a n n 

The Nationality Problem in Austria-Hungary. The Reports of Alexander Vaida 
to Archduke Franz Ferdinanďs Chancellery. Edited by Keith Hit c h in s. 

Verlag E. J. Brill, Leiden 1974, 188 S. (Studien zur Geschichte Osteuropas / Studies in 
East-European History / Etudes d'histoire de L'Europe Orientale 18. Hrsg. von W. P h i ­
l i p p und P. S c h e i b e n ) . 

Der vorliegende Band ist eine wichtige Quellenedition für die Entwicklung der 
Nationalitätenproblematik in Ungarn unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg. Alex­
andra Vaida-Voivod, von dem Keith Hitchins 71 Briefe und Berichte an den öster­
reichisch-ungarischen Thronfolger Franz Ferdinand vorlegt, war einer der führen­
den Repräsentanten der Rumänischen Nationalpartei in Ungarn. Er war im Jah­
re 1872 in einem siebenbürgischen Dorf geboren, studierte Medizin, war kurz als 
Arzt tätig, bis er 1905 in den ungarischen Reichstag gewählt wurde. Seit dieser Zeit 
begann der Kontakt mit Franz Ferdinand, der sich eingehend mit dem Nationali­
tätenproblem in Ungarn beschäftigte. Sein Ziel war es, die Nationalitäten als Ver­
bündete der Krone zu gewinnen, als Gegengewicht zur Kossuthpartei, die ein un­
abhängiges, von dem dualistischen Band mit Österreich befreites Ungarn anstrebte. 

Die Kontakte zu den einzelnen Nationalitäten Ungarns stellte Franz Ferdinands 
Militärkanzlei her, die zunächst unter der Leitung von Alexander Brosch (1906— 
1911) und später von Karl Bardolff (1911—1914) stand. Wie aus der vorliegenden 
Edition zu ersehen ist, korrespondierte Vaida seit Ende 1905 mit Major Brosch, zu 
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dem er ein vertrautes, ja sogar freundschaftliches Verhältnis besaß. Enger wurde 
diese Freundschaft aufgrund der Budgetrede Vaidas im ungarischen Parlament im 
Jahre 1907, in der er als Rumäne die deutsche Instruktions- und Kommandosprache 
in der k. u. k. Armee verteidigte und dadurch die Aufmerksamkeit Franz Ferdi­
nands erregte. Vaida wurde daraufhin vom Thronfolger nach Wien zur Audienz 
ins Belvedere gebeten. Bei dieser Gelegenheit gelang es Vaida, Franz Ferdinand 
mit dem Werk seines Landsmannes Aurel Popovici „Die Vereinigten Staaten von 
Großösterreich" bekannt zu machen, der wie er in den engeren Zirkel des Belvedere-
Kreises aufgenommen wurde, zu dem zahlreiche namhafte Persönlichkeiten der 
Doppelmonarchie gehörten, deren wesentliche Aufgabe es war, den Thronfolger 
über die Hintergründe des politischen Tagesgeschehens zu informieren. Die oft ge­
hegte Vermutung, Franz Ferdinand habe mit diesem Kreis ein Konzept für eine 
neue Verfassung Österreich-Ungarns ausgearbeitet, wird auch durch vorliegende 
Edition widerlegt. 

Sicher besaßen diese Politiker, wie das im Buch von Popovici gezeigt wird, ein 
politisches Programm zur Umgestaltung der Doppelmonarchie, doch es ist bisher 
nicht erwiesen, daß Franz Ferdinand sich zum Sprecher einer derartigen Reform 
gemacht hätte. Ihm schwebten höchstens Teillösungen vor, wie z. B. das Trialismus-
Projekt zur Lösung der südslawischen Frage. 

Gemeinsames Ziel zwischen Thronfolger und den ungarischen Rumänen war die 
Opposition gegen die herrschenden ungarischen Parteien, die sich heftig gegen einen 
Strukturwandel im Königreich Ungarn wandten, da er das Ende ihrer Herrschaft 
jenseits der Leitha bedeutet hätte. 

Die 71 Briefe und Berichte Vaidas aus der Zeit vom 12. April 1906 bis zum 6. No­
vember 1910, die im vorliegenden Band veröffentlicht wurden, sind an Major 
Brosch gerichtet, der sie an Franz Ferdinand weiterleitete. Im wesentlichen nehmen 
sie kritisch Stellung zu Themen der ungarischen Innenpolitik und berühren in man­
chen Fragen auch das außenpolitische Tagesgeschehen. 

Der Quellenedition ist vom Herausgeber eine wohl abgerundete Einleitung vor­
angestellt, in der die Umstände, die zu dem Briefwechsel führten, nachgezeichnet 
wurden. Dabei versucht Hitchins die Aussagen dieser Quelle historisch einzuordnen. 

Am auffälligsten ist in Vaidas Briefen und Berichten an die Militärkanzlei des 
Thronfolgers seine treue Ergebenheit gegenüber der habsburgischen Dynastie. Er 
sieht im Monarchen immer noch den Kaiser und nicht den König, wie man von 
einem Untertanen der ungarischen Krone vermuten möchte. Dies erklärt sich vor 
allem aus der bitteren Enttäuschung der Rumänen Ungarns über die Politik des 
ungarischen Adels gegenüber den Nationalitäten, die im wesentlichen eine Assimi­
lation aller Nichtmagyaren anstrebte. Die Haltung Vaidas zwischen 1906 und 1910 
ist um so erstaunlicher, wenn man bedenkt, daß dieser Politiker 1918 wesentlich 
mit dazu beitrug, daß Siebenbürgen sich dem Königreich Rumänien anschloß. In 
den Jahren 1932—1933 bekleidete Vaida sogar das Amt des rumänischen Minister­
präsidenten. 

Zu den Hauptforderungen von Vaidas Partei zählten die Einführung des allge­
meinen geheimen Wahlrechts und der Schutz der kulturellen Einrichtungen der 
nichtmagyarischen Bevölkerung Ungarns. Gerade die Gesetze des Grafen Apponyi 
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gefährdeten damals das nichtmagyarische Schulwesen, das größtenteils sowieso nur 
ein kümmerliches Dasein führte. 

Gerade diese Entnationalisierungspolitik zeigte, daß die nichtmagyarischen Be­
wohner Ungarns vom Monarchen Franz Joseph keinen wesentlichen Schutz erwar­
ten konnten, wie sie das in den Tagen Maria Theresias und Josephs IL erfahren 
durften. 

In anderen Briefen und Berichten Vaidas finden sich auch Hinweise ungarischer 
Politiker, die erkannten, daß ohne die Stütze Wiens auch in Ungarn keine Groß­
machtpolitik getrieben werden konnte. Dennoch forderten führende Vertreter des 
offiziellen Ungarn, die der Kossuth-Partei angehörten, im gleichen Atemzug die 
völlige Trennung von Österreich. Die Hauptangriffspunkte richteten sich gegen die 
Einheit der Armee und des Zollgebietes sowie gegen die gemeinsame Notenbank. 

Die Haltung Franz Ferdinands gegenüber diesen ungarischen Forderungen war 
hinlänglich bekannt und daher versuchte ein bestimmter Kreis ungarischer Adeliger 
den Thronfolger für die ungarischen Pläne zu gewinnen. Diese Annäherungsver­
suche der Ungarn wurden vor allen Dingen von seiten Vaidas mit großer Besorgnis 
registriert. In seiner Korrespondenz wird sogar die Befürchtung geäußert, daß durch 
das einnehmende Wesen der Ungarn der Thronfolger völlig auf ihre politische 
Linie einschwenken könnte. 

Besonders beachtenswert unter der Korrespondenz Vaidas mit der Militärkanzlei 
des Thronfolgers ist ein Bericht über einen Zeitungsartikel von Constantin Stere 
(1865—1936) mit dem Titel „Das Kaiserreich der Habsburger und die Politik der 
Rumänen". Dort fordert dieser frühe rumänische Populist und Publizist den An­
schluß aller Rumänen, in einem eigenen Kronland vereinigt, an ein föderalistisches 
Österreich, da er ein selbständiges Rumänien nicht für existenzfähig hielt. „Die 
Habsburgische Kaiserkrone muß die rumänische Königskrone unter ihen Schutz 
nehmen." 

Die beste Lösung der ungarischen Nationalitätenfrage sieht Vaida in der Ein­
führung des allgemeinen geheimen Wahlrechtes. Dadurch verlöre die herrschende 
magyarische Schicht die Mehrheit im Budapester Parlament. Auch dabei fürchtete 
Vaida, daß die Komitatsbehörden die Wählerlisten so manipulieren könnten, daß 
viele Rumänen zu Analphabeten erklärt und daher als nicht wahlberechtigt ange­
sehen würden. 

Wahrscheinlich wurde die rumänische Nationalpartei mit ihren föderalistischen 
Plänen von seiten des Thronfolgers nicht genügend unterstützt, so daß sie schließ­
lich dem ungarischen Adel die Friedenshand reichte. Khuen und Tisza verhandelten 
mit Dr. Mihu und legten der rumänischen Nationalpartei ein großzügiges Angebot 
vor, indem die nationalen Forderungen der Rumänen weitgehend erfüllt werden 
sollten. Vaida meldete dabei erhebliche Zweifel an, ob die ungarische Verwaltung 
auch bereit war, die in den Verhandlungen festgelegten rumänischen Postuláte zu 
erfüllen. In seinem letzten Bericht vom 6. November 1910 betonte Vaida erneut, 
daß die magyarischen Komitatsbehörden weiterhin in ihrer Assimilätionspolitik 
fortfahren und keine Rücksicht auf die ausgehandelten rumänischen Forderungen 
nehmen würden. An dieser Stelle bricht Vaidas Korrespondenz mit Franz Ferdi­
nands Militärkanzlei ab. 
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Im ganzen gesehen zeigt die vorliegende Veröffentlichung dieser wichtigen Quelle 
für ungarische Nationalitätenpolitik, daß von Seiten der nichtmagyarischen Volks­
gruppen in Ungarn kein fertiges Konzept zur Lösung der nationalen Frage vor­
handen war. Die Nationalitäten blieben in Ungarn die Gefangenen zwischen Dy­
nastie und beherrschender ungarischer Adelsschicht. 

München H o r s t G l a s s l 

Hans-Ulrich T h am e r, Wolfgang Wippermann, Faschistische 
und neofaschistische Bewegungen. Probleme empirischer Faschismusforschung. 

Wissenschaftliche Buchgesellschaft, Darmstadt 1977, 268 S., DM 43.—, Mitglieder DM 
28.50 (Erträge der Forschung 72). 

Die Autoren, von denen Wippermann in derselben Reihe bereits — provoziert 
durch eine politische Inflationierung des Faschismusbegriffes — die wichtigsten 
Faschismustheorien vor allem anhand der deutschen Entwicklung diskutiert ha t ' , 
suchen diese Theorien nun an herausragenden faschistischen Bewegungen anderer 
Länder empirisch zu überprüfen. Sie streben auf komparatistischem Weg und 
durch einen Methodenpluralismus, der vor allem der historisch-phänomenologi-
schen Konzeption Ernst Noltes kritisch verpflichtet ist und von dieser Position aus 
Elemente der marxistischen Bonapartismustheorie, der Modernisierungsthese, der 
sozialpsychologischen Faschismustheorie und der Totalitarismuskonzeption auf­
greift, eine Typologie der Faschismen und damit einen Beitrag zur Frage nach 
der historischen und aktuellen Reichweite des Faschismusbegriffes an. Im einzelnen 
werden jeweils die ökonomischen, sozialen und politischen Voraussetzungen, Or­
ganisationen und Führer, soziale Basis und soziale Funktion, Praxis und Erfolg 
der faschistischen und neofaschistischen Bewegungen untersucht und verglichen, 
um den Faschismus durch seine ideologischen (Antimarxismus, Antiliberalismus), 
organisatorischen (Führerprinzip, Parteiarmee), ökonomischen (Korporativismus) 
Minimalelemente zu definieren. 

Der Faschismus in Spanien wurde aus einer Sektenrolle (Falange) nur durch 
das franquistische Regime ,von oben' in die Macht geführt, aber dann mit der 
zunehmenden Entfaschisierung dieses Regimes wieder so verdünnt, daß das spätere 
Franco-Spanien überzeugend als „postfaschistisch" charakterisiert wird. Das er­
klärt auch mit das erstaunliche Überleben des Franquismus weit über die ,Epoche 
des Faschismus' in Europa hinaus. Gleichfalls in einer weitgehend vorindustriel­
len Gesellschaft, aber doch unter erheblich abweichenden Bedingungen, die u. a. 
auch die Anwendung der Bonapartismus-Theorie nur bei einer idealtypischen 
Generalisierung erlauben, entstand in Argentinien der Peronismus mit seinen 
auffallenden Spezifica: eine starke ,linke' soziale Basis und die Gewerkschaften 
als Hauptstütze des Regimes, ausgeprägter Antiimperialismus, hoher Moderni­
sierungseffekt. Ein Faschismus ,von unten' hatte sich auch im wirtschaftlich und 
gesellschaftlich rückständigen Südosteuropa — in Jugoslawien, Ungarn, Rumä-

1 W i p p e r m a n n , Wolfgang: Faschismustheorien. Zum Stand der gegenwärtigen Dis­
kussion. Darmstadt 1972 (Erträge der Forschung 17). 
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